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KRANKENVERSICHERUNG

Einen Knalleffekt hat die Bertelsmann
Stiftung mit ihrem Vorschlag, Beamte in die
gesetzliche Krankenversicherung zu über-
führen, in der Tat ausgelöst. 60 Mrd. Euro,
so die Studie
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, könnten Bund und Länder
bis zum Jahr 2030 sparen, wenn man diesen
Schritt gehen würde. Die rot-rot-grünen
Verfechter der Bürgerversicherung, wie im-
mer allen voran Karl Lauterbach
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, waren
begeis-tert. Doch als der Knall verpufft und
der Dunst verzogen war, wurde schnell
deutlich: Es handelte sich nur um eine Si-
mulation, ein theoretisches Modell fernab
der Realität, rechtlich fragwürdig, metho-
disch fehlerhaft und im Ergebnis unbrauch-
bar. Fasst man die Studie in einem Satz zu-
sammen, so kommt sie zu folgendem Ergeb-
nis: Der Wegfall der Beihilfe und die
Einbeziehung der Beamten in die GKV
spart Bund und Ländern aktuell 3 Mrd. pro
Jahr, dafür fehlen in der Gesundheitsversor-
gung 6 Mrd. pro Jahr. Und das nennen wir
dann nachhaltig.       

Reinhard Mohn hatte 1950 den Bertels-
mann Lesering gegründet. „Das gute Buch
für jedermann im Lesering von Bertelsmann“
war die Werbebotschaft jener Jahre. 1977
schuf Mohn die Bertelsmann Stiftung mit
dem Ziel, “Reformprozesse” anzustoßen und
mit den “Prinzipien unternehmerischen Han-
delns” eine “zukunftsfähige Gesellschaft” auf-
zubauen
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. Seit der Jahrtausendwende wurden
die Stiftungsprojekte immer wieder als „neoli-
beral“ kritisiert: „Die Bertelsmann Stiftung
gehört zu den einflussreichsten neoliberalen
Denkfabriken im Land. Wirkmächtig propa-
giert sie die Privatisierung von staatlichen Be-
reichen und fördert den Wettbewerb auf allen
Ebenen.“
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Reinhard Mohn starb im Jahr 2009. Ein
gutes Buch findet man heutzutage nicht
mehr im Lesering, denn der Buchclub wur-
de inzwischen geschlossen. Und neoliberale
Propaganda wird der Stiftung nur noch sel-
ten vorgeworfen, erst gar nicht, wenn es um
Gesundheitspolitik geht. Das liegt sicherlich
auch an Aart De Geus, der seit 2011 Vor-

standsmitglied und seit 2012 Vorstandvor-
sitzender der Bertelsmann Stiftung ist. Er
war zuvor mehrere Jahre lang Gesundheits-
minister in den Niederlanden gewesen, wo
Anfang des Jahrtausends das gegliederte
System aus gesetzlicher und privater Kran-
kenversicherung vereinheitlicht worden
war. De Geus muss also quasi von Amts we-
gen von der Zusammenführung von GKV
und PKV überzeugt sein. 

Gleichzeitig mit De Geus kam im Jahr
2011 Stefan Etgeton von der Verbraucher-
zentrale Bundesverband als „Senior Ex-
pert“ für Gesundheitspolitik zur Bertels-
mann Stiftung, auch er das Gegenstück ei-
nes Neoliberalen und als langjährig aktiver
Grüner ein überzeugter Verfechter der Bür-
gerversicherung. 

Das niederländische Modell taugt nicht
als Vorbild

Schon 2013, rechtzeitig vor der Bundes-
tagswahl, waren die Bertelsmänner so weit.
Sie legten gemeinsam mit der Verbraucher-
zentrale Bundesverband einen 10-Punkte-
Plan zur Schaffung einer „Integrierten
Krankenversicherung“ vor
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, was aber nur
ein unverbrauchter Name für den alten
Kampfbegriff „Bürgerversicherung“ ist.

Und um ehrlich zu sein: Dieser Name ist
wirklich gut, aussagekräftig, authentisch.
Schon beim ersten Hören schafft er sofort
die Assoziation zur Integrierten Gesamt-
schule. Und das ist es auch, was uns mit der
Integrierten Krankenversicherung erwar-
tet: Weniger Leistung in der Spitze, dafür
mehr Mittelmaß in der Breite – und immer
mehr Menschen, die es sich leisten können,
büchsen aus diesem mittelmäßigen System
aus und gehen zu Privatärzten. Die Ein-
heitssysteme in Großbritannien, Spanien,
Italien und anderswo mit ihren privatärztli-
chen Parallelsystemen lassen grüßen.

Immerhin hatte De Geus vor vier Jahren
bei der Vorstellung der Studie zur Integrier-

ten Krankenversicherung zugestanden,
man habe mit der Zusammenführung von
gesetzlichen und privaten Krankenkassen
in den Niederlanden zwar ein Problem
gelöst, jetzt habe man aber „neue Proble-
me“.
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In der Tat. Mag das theoretische Konzept
der niederländischen Reform brillant gewe-
sen sein, die Konsequenzen sind ernüch-
ternd. Die Zahl der Krankenversicherer hat
sich auf 5 reduziert, was den Preiswettbe-
werb zwischen den Versicherern erschwert.
Diese Versicherungen sind zudem stark re-
gional orientiert, so dass hier eher mono-
polartige Angebotsstrukturen vorliegen.
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Das Ziel der Kostensenkung und Effizienz-
steigerung wurde bis heute nicht erreicht.
Trotz günstigerer Altersstruktur der Bevöl-
kerung und höherem Pro-Kopf-Bruttoin-
landsprodukt sind die Gesundheitsausga-
ben in Prozent des BIP in den Niederlanden
noch etwas höher als in Deutschland.
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Immerhin kann man der verkorksten nie-
derländischen Reform auch eine gute Seite
abgewinnen: Die Fachärzte und Kliniken
von Aachen bis Kleve freuen sich über Um-
satzzuwächse durch niederländische Pati-
enten, die der heimischen Wartezeitenme-
dizin entfliehen wollen. Noch. Setzt sich
aber die „Integrierte Krankenversiche-
rung“ durch, heißt es dann auch bei uns:
warten. 

Einer der 10 Punkte zur Einführung der
Integrierten Krankenversicherung hieß da-
mals: „Aufhebung der Versicherungs-
pflichtgrenze für Neuversicherte und Ein-
führung der Versicherungspflicht für
Selbständige und Beamte – ein Wechsel in
die PKV ist dann nicht mehr möglich.
Schaffung analoger Regelungen für Bun-
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des- und Landesbeamte.“
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Und dazu hat die
Stiftung mit Unterstützung des Berliner
IGES-Instituts nun den „Teilbericht Beam-
te“ nachgelegt, sicherlich nicht zufällig wie-
der zu Beginn eines Wahljahres.

Ein reines Gedankenexperiment ohne
Realitätsbezug

Die Studie unterstellt, dass die für 
Arbeitnehmer geltende Versicherungs-
pflicht schlagartig auch auf Beamte von
Bund, Ländern und Kommunen ausge-
dehnt wird. Das bedeutet, dass Beamte mit
einem Einkommen von bis zu aktuell 57.600
Euro in der GKV pflichtversichert würden.
Beamte oberhalb der Versicherungspflicht-
grenze würden in die GKV wechseln, wenn
dies für sie günstiger wäre. An die Stelle der
Beihilfe in Krankheitsfällen tritt ein Arbeit-
geberzuschuss zum Krankenversicherungs-
beitrag. Der errechnete Spareffekt für Bund
und Länder von 3,2 Mrd. im Ausgangsjahr
rührt aus der Annahme, dass dieser Arbeit-
geberzuschuss deutlich unterhalb der heuti-
gen Beihilfeaufwendungen liegen würde.   

Schon im Vorwort der Studie heißt es, 
betrachtet würden „die fiskalischen Effekte
einer solchen Maßnahme, nicht ihre verfas-
sungs- oder beamtenrechtliche Bewer-
tung“
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. Also ein reines Gedankenexperi-
ment ohne Realitätsbezug. In Wirklichkeit
ist die Beihilfe im Krankheitsfall Teil 
eines umfassenden Versorgungspakets, mit
dem die besondere Treuepflicht der Beam-
ten, ihr Verzicht auf Streikrecht, das gerin-
gere Gehalt gegenüber der freien Wirt-
schaft und andere Einschränkungen ausge-
glichen werden und das vom Grundsatz her
verfassungsrechtlich geschützt ist. Mehrere
Bundesländer hatten in der Vergangenheit
leidvolle Erfahrungen gemacht, als sie die
Verbeamtung von Lehrern ausgesetzt hat-
ten: Sie bekamen keine Lehrer mehr, und
um angestellte Lehrer zu bekommen, hät-
ten sie die Gehälter erheblich erhöhen müs-
sen – und so kehrten diese Länder reumütig
zum bewährten System zurück.

Insgesamt kommt die Studie zu der Illusi-
on einer grandiosen Win-win-Situation:
Die Beihilfe wird um 3 Mrd. entlastet, der
GKV-Beitragssatz sinkt um 0,3 Prozent-
punkte, nur die in der PKV verbliebenen
Beamte müssen wohl etwas mehr zahlen.
Und ganz am Rande wird vermerkt, dass
Ärzten, Krankenhäusern, Apotheken und
anderen Leistungserbringern – also der
Versorgungsinfrastruktur – nach dem
IGES-Konzept zwischen 5,7 und 6,4 Mrd.

Euro fehlen werden. Und damit doppelt so
viel, wie durch fragwürdige Tricksereien
eingespart werden soll!

Die Studie unterschätzt systematisch die
Beiträge, die die Beamten in der GKV zah-
len müssten – und damit auch den zusätzli-
chen Arbeitgeberzuschuss durch Bund und
Länder. Im Gegenzug wird also die Entlas-
tung der Beihilfeträger überschätzt. So wird
unterstellt, dass die zur GKV wechselnden
Beamten dort nur den ermäßigten Beitrags-
satz (ohne Krankengeld) zahlen würden, da
Beamte ja Lohnfortzahlung durch den
Dienstherrn bekämen. Wieso aber soll die
Lohnfortzahlung als einziger Teil der Bei-
hilfe erhalten bleiben, wo diese doch abge-
schafft wird? Die Studie geht ferner davon
aus, dass der GKV-Beitragssatz in 2030 bei
18,3% liegen werde. Ein auffallend niedri-
ger Wert, wenn man bedenkt, dass Gesund-
heitsökonomen für 2030 durchweg einen
Beitragssatz von weit über 20% prognosti-
zieren.  

Die Studie unterschlägt zudem, dass
gemäß Sozialgesetzgebung die Pflege- der
Krankenversicherung folgt. Der Staat wird
sich mit Arbeitgeberzuschüssen für die in
die GKV wechselnden Beamten auch hier-
an beteiligen müssen, und auch diese wür-
den demografiebedingt dynamisch steigen.
Würde man dies berücksichtigen, lägen die
Beitragssätze schon im ersten Jahr auf der
Höhe, die die Studie erst für 2030 annimmt.
Ganz zu schweigen davon, dass es alles an-
dere als seriös ist, wenn man die vermeintli-
chen Einsparungen bis 2030 addiert, die
Auswirkungen auf den GKV-Beitragssatz
aber nur für das erste Jahr beziffert – und
auch dann noch ohne den Pflegebeitrag.

Überhaupt verwundert, dass eine Studie,
die zu mehr Nachhaltigkeit bei den öffentli-
chen Finanzen führen will, in ihrer Progno-
se schon nach 13 Jahren endet. Nein, eigent-
lich verwundert es nicht. Wir wissen, dass
sich die demographische Entwicklung nach
2030 dramatisch verschärfen wird. Die
„Baby-Boomer“, durchweg Jahrgänge mit
jeweils weit über 1 Mio. Menschen, gehen
dann in den Ruhestand, und die nach der
Jahrtausendwende geborenen sollen die Fi-
nanzierung der Sozialsysteme kompensie-
ren – Jahrgänge, die nur etwa halb so stark
besetzt sind. 

Den Studienautoren hätte ein Blick in
den „4. Bericht des BMF zur Tragfähigkeit
der öffentlichen Finanzen“ vom März 2016
nicht geschadet.
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Erstmals wird dort unter

verschiedenen Szenarien die Entwicklung
der Ausgaben für Gesundheit, Altersvorsor-
ge etc. in Verhältnis zum Bruttoinlandspro-
dukt bis zum Jahr 2060 prognostiziert. Al-
len gemeinsam ist die Tatsache, dass nach
einem moderaten Anstieg des Anteils dieser
Ausgaben bis 2025 sich anschließend eine
große Tragfähigkeitslücke offenbart. Dass
deshalb der einzige Teil der Krankenversor-
gung, der durch Kapitaldeckung demogra-
fisch vorsorgt, nämlich der durch die priva-
te Krankenversicherung abgedeckte, gegen
Null gefahren werden soll, überrascht. 

Oder auch nicht. Wenn man dann die
PKV marginalisiert hat, locken ihre 200
Milliarden Euro Alterungsrückstellungen.
Ein Raubzug dieser Größenordnung lässt
bei den Autoren die Augen glänzen: Natür-
lich meinen sie, man könne die Rückstellun-
gen „von der PKV in die GKV über-
führen“
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, was den Beitragssatz dort sicher-
lich kurzfristig entlasten könnte. Ob dies
verfassungsrechtlich überhaupt möglich ist,
braucht man ja nicht zu prüfen. Und dass
damit ausgerechnet der demografiesichere
Teil der Krankenversorgung der Beamten
geschreddert wird, interessiert nicht. Die
Bertelsmänner verkünden trotzdem laut-
hals, ihr Konzept sei „nachhaltig“.
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Sie bringen in einem Zusatzpapier noch
eine neue Variante ins Spiel: „Die Alte-
rungsrückstellungen könnten auch dafür
genutzt werden, die Einbußen der Ärzte
durch den Verlust der meisten Beamten als
Privatpatienten zu kompensieren oder den
Übergang zu einer einheitlichen Vergütung
für ärztliche Leistungen finanziell zu flan-
kieren.“
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Damit kann man dann ein paar
Jahre die Ärzte ruhigstellen, bis sie vollends
im Jammertal der Einheitsversicherung an-
gekommen sind. Großartige Idee! So ken-
nen wir die Herrschaften: Erst laden sie zur
Sause, doch danach gibt’s nur Brause…

Reihenweise Kritik an der Studie

Wer eine solch schlampige Studie in die
Welt setzt wie die Autoren von Bertelsmann
und IGES, muss sich nicht wundern, dass es
reihenweise Kritik hagelt. Der Vorsitzende
des Deutschen Beamtenbundes, Klaus
Dauderstädt, verweist darauf, dass die Bei-
hilfe nicht für sich alleine stehe, sondern
„zum Gesamtpaket der Alimentation von
Beamten durch den Dienstherrn“ gehöre
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.
Auch beim Vorsitzenden des Ärzteverbands
Hartmannbund „findet der Vorstoß der
Bertelsmann Stiftung keine Gnade“, be-
richtet der „Versicherungsmonitor“ und zi-
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tiert Klaus Reinhardt, der der Stiftung ei-
nen „Rückfall in eine eher demagogisch-
populistische Diskussionskultur“ beschei-
nigt
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.   

Die Presse erkennt schnell die Schwach-
stellen der Bertelsmann-Vorschläge. Die
Süddeutsche Zeitung urteilt „Beamten-
Bashing leicht gemacht“
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, die FAZ notiert
kurz:  „Propaganda“
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. Die Rheinische Post
bringt es auf den Punkt: „Schon die Idee ist
falsch. Bei schrumpfender Bevölkerung
braucht man mehr denn je ein kapitalge-
decktes System, wie es die private Kranken-
versicherung hat. Eine Zerstörung der PKV
würde zudem dazu führen, dass Reiche
Ärzte direkt privat zahlen. Das würde erst
recht eine Zwei-Klassen-Medizin bedeuten.
Die Bürgerversicherung ist der falsche
Weg.“
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Bei den gesundheitspolitischen Fachblät-
tern stößt die Studie ebenfalls auf Kritik.
Der „Dienst für Gesellschaftspolitik“
spricht von „Bertelsmann-Flausen“ und ei-
nem „brutalen Angriff auf die PKV von Dr.
phil. Brigitte Mohn“
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.  Der „Gesundheits-
politische Informationsdienst“ nimmt die
Studie auf 9 Seiten auseinander, spricht von
„postfaktischen Handlungsempfehlungen“
und fasst zusammen: „Im Sinne der wissen-
schaftlichen und auch gesellschaftspoliti-
schen Kultur wäre es für die Bertelsmann-
Stiftung als einflussreiche Institution rat-
sam, in Zukunft wieder auf den Boden der
Fakten zurückzukehren. Gerade in diesen
Zeiten.“
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Interessanterweise bleiben auch die
scheinbar Begünstigten, die Finanz- und In-
nenminister, unabhängig von ihrer partei-
politischen Couleur, äußerst skeptisch. Die
Sprecherin des SPD-geführten niedersäch-
sischen Finanzministeriums erklärt, „die
Studie lasse viele rechtliche Fragen offen.
Auch zusätzliche Belastungen der öffentli-
chen Haushalte seien nur unzureichend
berücksichtigt.“
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Für Hessen meldet das
„Darmstädter Echo“, das Einsparpotenzial
klinge verlockend, „doch das Innenministe-
rium widerspricht“ und fasst die Aussagen
des Ministeriums-Sprechers (CDU) zusam-
men: „Die hessische Landesregierung sehe
keinen Grund, von der bisherigen Beihilfe-
regelung abzuweichen.“
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Auch der sozialdemokratische Finanz-
staatssekretär in Rheinland-Pfalz geht auf
Distanz: „Man muss natürlich auch beden-
ken, dass wir mit der Beihilfe ein System ha-
ben, das sich über die vergangenen Jahre

gut etabliert hat, das ein gut funktionieren-
des System ist und das deswegen nicht so
einfach durch ein Gutachten abgeschafft
werden könnte.“
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Die Anhänger der „Integrierten 
Krankenversicherung“ lassen die 
Maske fallen

Wenn es tatsächlich nur darum gegangen
wäre „darzustellen, welches Einsparpoten-
zial sich ergibt“, wie Studien-Co-Autor Ste-
fan Etgeton angesichts der massiven Kritik
gegenüber FOCUS-Online etwas kleinlaut
erklärte,
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hätten die Bertelsmänner auch
lukrativere Quellen ausfindig machen kön-
nen – ohne große Studie. Streicht man zum
Beispiel den Bundeszuschuss an die GKV
von jährlich 14,5 Mrd. Euro ergeben sich
für die Haushalte bis 2030 sogar Einsparun-
gen von mehr als 200 Mrd. Euro. Die Aus-
wirkungen auf die medizinische Versorgung
sind den Autoren ja gleichgültig.

Aber nur um das Aufzeigen eines Ein-
sparpotenzials geht es ihnen nun wirklich
nicht. Es geht um eine Handlungsanwei-
sung an die Politik. „Die Ergebnisse sollen
die Entscheidungsträger ermutigen, eine
grundlegende Reform der Beamtenversor-
gung in Angriff zu nehmen“ mit dem Ziel
einer „Ausweitung der Krankenversiche-
rungspflicht auf Beamte und Selbständige“,
wie Brigitte Mohn, Vorstandsmitglied der
Bertelsmann Stiftung, und Programmdi-
rektor Uwe Schenk in ihrem Vorwort zur
Studie betonen.
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Und damit lassen die Anhänger einer ver-
meintlich „Integrierten Krankenversiche-
rung“ ihre Maske fallen. Sie wollen nicht,
wie immer betont wurde, einen einheitli-
chen Markt, in dem private und gesetzliche
Kassen gleichermaßen agieren können.
Nein, die PKV soll ausgetrocknet werden
per Salamitaktik: Erst die Versicherungs-
pflichtgrenze erhöhen, dann die Selbststän-
digen in die Versicherungspflicht zwingen,
anschließend die Beihilfe abschaffen und
die Beamten in die Versicherungspflicht
treiben – bis die PKV-Unternehmen 80%
ihrer Versicherten beraubt sind und sich auf
den Abbau ihrer Arbeitsplätze, die Verklei-
nerung der IT, den Rückbau ihrer Gebäude
und die geordnete Abwicklung der Unter-
nehmen konzentrieren müssen. 

Anschließend werden sich dann für die
Bertelsmann Stiftung viele interessante
neue Studienthemen ergeben: Über Ausfäl-
le bei der Körperschaftssteuer, den dramati-

schen Rückgang der Gewerbesteuer an Ver-
sicherungsstandorten, über den Wegfall der
privaten Krankenversicherer als Finanzier
der deutschen Wirtschaft, über den ver-
schärften  Ärztemangel in Deutschland,
über den zunehmenden Gesundheitstouris-
mus in die Schweiz - um, ganz im Sinne ih-
res Stifters, Reformprozesse anzustoßen
und mit den Prinzipien unternehmerischen
Handelns eine zukunftsfähige Gesellschaft
aufzubauen, nachdem man sie erst mal zer-
stört hat.
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